Verbot der Compact-Magazin GmbH / Conspect Film GmbH 


Aktenzeichen, Gerichtsentscheidungen, Verfahrensvertreter und Verfahrensstände etc. 


I. Verbotsverfügung 


Verbotsverfügung 


Aktenzeichen 


Verfahrensvertreter 


Verfahrensstand 


BAnz AT 16.07.2024 Bil 


Aktenzeichen der Verbotsverfügung: 
ÖSII3.20106/2#24 


Aktenzeichen des Verfahrens zum 
Antrag auf Eilrechtsschutz: 
6 VR 1.24 


Aktenzeichen des Verfahrens zur Kla- 
ge gegen das Verbot: 
6A 4.24 


Verfahrensvertreter der verbotenen 


GmbH 


Rechtsanwalt N. (Berlin/Sachsen) 


Klage und Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung der Klage 
eingereicht; beide Rechtsbehelfe wur- 
den bereits begründet." 

„Das zuständige BVerwG habe dem 
BMI eine Stellungnahmefrist bis Mon- 
tag gesetzt, insgesamt also zehn 
Tage. Die Compact-Anwälte interpre- 
tieren das so, dass das BVerwG 
beabsichtigt, im Eilverfahren zügig zu 
entscheiden. Vielleicht sogar noch im 
August?“ 


1 Auskunft des BVerwG von Montag, den 29.07.2024: „auf Ihre Anfrage wird mitgeteilt, dass in dem Eilverfahren 6 VR 1.24 und in dem Hauptsacheverfahren 6 A 4.24 die Rechts - 
schutzanträge gestellt und begründet worden sind.“ 
2 LTO vom 01.08.2024 unter Berufung auf Rechtsanwalt Vierfuß. — Das Bundesverwaltungsgericht mochte mir das nicht bestätigen; Freitag, den 02.08.2024 um 10:12 Uhr: 
„nach dem gegenwärtigen Stand des Verfahrens ist ein konkreter Entscheidungstermin nicht absehbar.“; und um 10:58 Uhr: „hinsichtlich Ihrer Anfrage zu verfahrensbegleitenden 
Verfügungen wird auf die Mitteilung der Pressestelle vom 29. Juli 2024 verwiesen.“ 
Am Montag, den 29.07.2024 hatte mir das Bundesverwaltungsgericht auf Anfrage mitgeteilt: „Im Übrigen bitte ich um Verständnis dafür, dass während der laufenden Gerichtsver- 
fahren zum Inhalt der Antrags- und Klagebegründung sowie zu verfahrensbegleitenden Verfügungen des Gerichts keine weitergehenden Auskünfte erteilt werden. Für die Beant- 
wortung Ihrer Fragen wenden Sie sich bitte ggf. an die Antragsteller- und Klägerseite oder an das BMI.“ 
Das Bundesinnenministerium wies mich am Freitag, den 02.07.2024 seinerseits an das Bundesverwaltungsgericht: „Wenden Sie sich für Fragen zum Ablauf des Verfahrens bitte 


an das Bundesverwaltungsgericht.“ 


Zi 


II. Einschlägige Grundgesetz-Normen 


1. Artikel 1 Absatz 1 und 3 Grundgesetz 


„(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

(2) [.-.]. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.“ 
(https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_1.html; Hv. hinzugefügt) 


2. Artikel 3 Absatz 3 Satz 1 Grundgesetz 


„Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner 
religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden.“ 


(https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html) 


3. Artikel 5 Absatz 1 und 2 Grundgesetz 


„(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen unge- 
hindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet 
nicht statt. 

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und 
in dem Recht der persönlichen Ehre.“ 

(https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html) 


Siehe 
° zur juristischen Bedeutung des Wortes „Zensur“ (in Absatz 1) 


Artikel 5 Absatz 1 Satz 3 Grundgesetz: Medien verbieten ist verboten. Metternich, Hindenburg, Faeser, Maiziere — die MedienverbieterInnen 
https: //blogs.taz.de/theorie-praxis/artikel-5-absatz-2-satz-3-grundgesetz-medien-verbieten-ist-verboten/. 


und 
°e zum Begriff der „allgemeinen Gesetze“ (in Absatz 2): 
80&a oder episteme&? Wechselwirkungstheorie oder Meinungsäußerunggsfreiheit? 


https://blogs.taz.de/theorie-praxis/wechselwirkungstheorie-oder-meinungsaeusserungsfreiheit/. 


4. Artikel 9 Absatz 1 und 2 Grundgesetz 


„(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden. 
(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder 
gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten.“ 


(https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_9.html) 


5. Artikel 116 Absatz Grundgesetz (hört sich gar nicht so anti-ethnisch an, wie das BMI meint?, sondern nach groß-deutscher Tümelei, oder?) 


„(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt 
oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen 
Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat. 

(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassi- 
schen oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und ihre Abkömmlinge sind auf Antrag wieder einzubürgern. Sie gelten als nicht ausgebürgert, 
sofern sie nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen haben und nicht einen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck gebracht 
haben.“ 


(https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_116.html; Hv. hinzugefügt) 


III. Durchsuchungsbeschlüsse 


1. Tabellarische Übersicht 


Gerichtsentscheidungen Aktenzeichen Verfahrensvertreter für die Verfahrensstand 
(Hyperlinks führen zum Beschluß) BeschwerdeführerInnen 
VG Magdeburg vom 25.06.2024* 1 E 169/24 Rechtsanwalt S. (Berlin) Beschwerde ist eingelegt.” 
Bis Donnerstag, den 01.08.2024 um 


3 „Unser Signal ist ganz klar Wir lassen nicht zu, dass ethnisch definiert wir, wer zu Deutschland gehört und wer nicht.“ 
(https://web.archive.org/web/20240716143318/https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2024/07/exekutive2.html) 

4 Auskunft des VG Magdeburg von Montag, den 29.07.2024: „zu Ihrer Anfrage kann ich Ihnen mitteilen, dass hier zu weiteren, dem Richtervorbehalt unterliegenden, Ermittlungs - 
maßnahmen in dem von Ihnen angefragten Kontext nichts bekannt ist. Gleiches gilt für isolierte Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe bzw. auf Beiordnung eines 
Notanwaltes/ einer Notanwältin.“ 


5 Auskunft der Pressestelle des VG Magdeburg von Mittwoch, den 31.07.2024. 


13:40 Uhr war vor dem OVG Magde- 
burg noch kein Verfahren anhängig 
(Auskunft der dortigen Pressestelle). 


VG Kassel vom 01.07.2024° 2 O 982/24 „Der Beschluss ist rechtskräftig.“ / 
„Laut Rechtsmittelbelehrung kann ge- 
u gen diesen Beschluss innerhalb von 
zwei Wochen nach Zustellung Be- 
schwerde eingelegt werden.“” 


VG Frankfurt an der Oder vom | VG 3 15/24 „in dem Verfahren 3 I 5/24 ist beim 
02.07.2024° Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder) 
bisher kein Rechtsbehelf eingegan- 
gen.“ 


VG Dresden vom 03.07.2024"° 6 O 2/24 Rechtsanwalt L. (Sachsen) Beschwerde ist eingelegt. Der Be- 
schwerde wurde vom VG nicht abge- 
holfen. 

6 E 471/24 Die Sache ist jetzt beim OVG Baut- 
zen anhängig. Der Freistaat Sachsen 
hat eine 4-Wochen-Frist zur Stellung- 


6 Auskunft des hessischen Innenministeriums von Donnerstag, den 26.07.2024: „Für das Objekt in Battenberg (Eder) ist das Verwaltungsgericht Kassel zuständig.“ 
Auskunft der Pressestelle des VG Kassel von Mittwoch, den 31.07.2024: „ich habe soeben die hierfür zuständige Gerichtsverwaltung um Übersendung einer anonymisierten Fas- 
sung des Beschlusses, Aktenzeichen: 2 O 982/24.KS, vom 01. Juli 2024, direkt an Sie auf untenstehende Anfrage gebeten. Der Beschluss ist rechtskräftig. Weitere Verfahren in 
diesem Zusammenhang sind nicht bekannt.“ 
7 Auskünfte der Pressestelle des VG Kassel von Mittwoch, den 31.07.2024. Auch in den Rechtsbehelfsbelehrungen der Beschlüssen der anderen VG wird augenscheinlich die 
Beschwerdefrist des $ 147 Absatz 1 Satz 1 Verwaltungsgerichtsordnung („Die Beschwerde ist bei dem Gericht, dessen Entscheidung angefochten wird, schriftlich oder zu Proto- 
koll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung einzulegen.“) angewendet. 
8 Auskunft der Pressestelle des VG Potsdam von Freitag, den 26.07.2024: „Im Kontext ‚Compact‘ ist beim Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder) ausschließlich der beigefügte Be- 
schluss ergangen.“ 
9 Auskunft der Pressestelle des VG Frankfurt an der Oder von Donnerstag, den 01.08.2024. 
10 Die Pressestelle des Gerichts hat am Mittwoch, den 31.07.2024 auf meine Frage, 
„Eine Frage noch: ‚dass sich der verbotene Verein gegen die verfassungsmäßige Ordnung [!] richtet, weil [!] sein Zweck und seine Tätigkeit den Strafgesetzen [!] zuwider 
laufen‘ (Beschl. 1, S. 7 oben). — War das ein Schreibfehler oder Absicht?“, 
geantwortet: „Nach Auskunft aus der Kammer handelt es sich nicht um Schreibfehler — die Aussage sei genauso gemeint.“ 


-4A- 


VG Dresden vom 16.07.2024" nahme erhalten. 


VG Gießen vom 09.07.2024 5 L 2126/24 Dienstag, den 30.07.2024 wurde Be- 
schwerde eingelegt." 

8 B 1461/24 Rechtsanwalt G. (Berlin) Inzwischen ist die Sache beim Hessi- 
schen Verwaltungsgerichtshof anhän- 
gig." 

VG Halle vom 12.07.2024 1E 197/24 „Ein Rechtsmittel gegen den gefass- 


nn ten Beschluss ist bisher hier nicht ein- 
gegangen.“'* 


VG Potsdam am 11.07.2024 VG 317124 Rechtsanwalt N. (Berlin/Sachsen) Es wurden drei Beschwerden einge- 
VG 3 19/24 Rechtsanwalt G. (Berlin) leg. Die Kammer hat über 
VG 3 110/24 - Abhilfe/Nichtabhilfe noch nicht ent- 
VG 3 111/24 Rechtsanwalt G. (Berlin) schieden, weil die jeweils antragsge- 
VG 3 112/24 - mäß gewährten Beschwerdebegrün- 


dungsfristen noch nicht abgelaufen 
sind. Die Entscheidungen werden frü- 
hestens Ende August anstehen.” 


11 Der zweite Beschluß ist bloß eine Ergänzung zu dem ersten: „Der Antragsteller [= Freistaat Sachsen] hat am 16. Juli 2024 telefonisch sowie durch Schriftsatz beantragt, den 
Beschluss vom 3. Juli 2024 wie oben tenoriert zu ergänzen. Er hat hierzu geltend gemacht, dass bei der Durchsuchung in den Räumlichkeiten des Antragsgegners ermittelt wor - 
den sei, dass sich der Antragsgegner unter dessen Geschäftspseudonym ‚D.‘ an die Adresse ‚F.‘ Geschäftspost habe zusenden lassen. Es sei deshalb davon auszugehen, dass 
sich Vereinsvermögen oder Sachen Dritter, die dem Verein zur Verfügung gestellt worden sind bzw. dessen Bestrebungen fördern sollten, sowie Belege für weitere Unterstüt - 
zungshandlungen für die Betätigung des verbotenen Vereins in der Liegenschaft F. in B. befinden. Am Briefkasten der mit ‚F.‘ bezeichneten Haustür befindet sich ein Briefkasten, 
an dem unter anderem der Name H. gebracht sei. Melderechtlich bestehe keine Anschrift ‚F.‘ sondern lediglich die Anschrift ‚Fx‘. Der Beschluss ist wie beantragt zu ergänzen, 
weil der Antragsteller plausibel angegeben und hinreichend glaubhaft gemacht hat, dass sich vom Beschluss erfasste Gegenstände in der Liegenschaft F./Fx in Pirna befinden.“ 


12 Vgl. Auskunft der Pressestelle des VG Gießen von Mittwoch, den 31.07.2024: „im Nachgang zu Ihrer Anfrage kann ich Ihnen noch mitteilen, dass am gestrigen Tag Beschwer - 
de gegen den Beschluss mit dem Aktenzeichen 5 L 2126/24.Gl eingelegt wurde. Die Beschwerde wurde heute an den Hessischen Verwaltungsgerichtshof weitergeleitet, der dar- 
über zu entscheiden hat. Bei weiteren Fragen würde ich Sie daher bitten, sich direkt mit dem Hess. VGH in Verbindung zu setzen.“ 

13 „Bei dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof ist derzeit ein Verfahren im Zusammenhang mit dem Verbot der Compact-Magazin GmbH und der Conspect-Film GmbH anhän- 
gig. [...]. Vorinstanz war das Verwaltungsgericht Gießen. Der Beschluss des Verwaltungsgerichts Gießen vom 9. Juli 2024 (Az. 5 L 2126/24.Gl) dürfte Ihnen bereits in anonymi- 
sierter Form vorliegen.“ (Auskunft der Pressestelle des VGH Kassel von Freitag, den 02.08.2024) 

14 Auskunft des VG Halle von Donnerstag, den 01.08.2024. 


15 Auskunft der Pressestelle des VG Potsdam von Freitag, den 02.08.2024. 


Am Donnerstagabend berichtete die Legal Tribune Online: „Laut dem Berliner Arbeitsrechtsanwalt Tobias Gall hat dieser mittlerweile auch gegen 


drei Durchsuchungen bei Compact-Mitarbeitern Beschwerde gegen die Entscheidungen der zuständigen Verwaltungsgerichte in Hessen einge - 
reicht.“ 
Den Plural „Verwaltungsgerichte in Hessen“ und die Zahl „drei“ konnte ich bisher nicht aufklären: 


Der Gießener Beschluß betrifft nur zwei Personen; das VG Giefen ist nur ein Verwaltungsgericht. 

Das VG Kassel teilte am Vormittag des heutigen Freitags (02.08.2024) mit: „eine nochmalige Nachfrage in der Serviceeinheit hat ergeben, 
dass die Beschwerdefrist in dem einzigen Kasseler Verfahren am 31.07.2024 abgelaufen ist. Aktenzeichen 2 O 982/24.KS. Eine Beschwerde 
ist bis soeben nicht eingegangen, diese könnte allerdings auch direkt beim HessVGH eingelegt werden, ein Mitteilung hierüber ist hier indes 
ebenfalls nicht eingegangen.“ 

Das hessische Verwaltungsgerichtshof mit Sitz in Kassel teilte mir am Freitag, den 02.08.2023 um 12:30 Uhr mit: „Bei dem Hessischen Ver- 
waltungsgerichtshof ist derzeit ein Verfahren im Zusammenhang mit dem Verbot der Compact-Magazin GmbH und der Conspect-Film GmbH 
anhängig. Verfahrensgegenstand ist eine Beschwerde gegen einen Durchsuchungsbeschluss. Das Verfahren wird unter dem Az. 8 B 
1461/24 geführt. Eine Entscheidung in dem Verfahren ist noch nicht ergangen. Verfahrensbeteiligter auf Seiten der öffentlichen Hand ist das 
Land Hessen, vertreten durch das Landeskriminalamt. Vorinstanz war das Verwaltungsgericht Gießen. Der Beschluss des Verwaltungsge- 
richts Gießen vom 9. Juli 2024 (Az. 5 L 2126/24.Gl) dürfte Ihnen bereits in anonymisierter Form vorliegen.“ 

Das hessische Innenministerium teilte mir am Mittwoch, den 07.08.2024 mit: „Nach dem aktuellen Kenntnisstand des Hessischen 
Landeskriminalamts sind in Hessen, wie bereits in der Beantwortung vom 25. Juli 2024 aufgeführt, lediglich das VG Kassel sowie das VG 
Gießen betroffen. Für umfassendere Informationen ist das in diesem Verfahren federführende BMI der richtige Ansprechpartner. Für Ihre 
Nachfrage müssen wir Sie daher an das BMI verweisen.“ Meine Nachfrage vom selben Tag, „Heißt er zweite Satz, daß in Betracht kommt, 
daß sich das BMI am LMI vorbei mit Bitte um Amtshilfe direkt an andere hessische Behörde gewandt haben kann und diese dann eventuell 


bei weiteren VG Anträge gestellt haben?“, ist noch unbeantwortet. 


Das Bundesverfassungsgericht teilte am Mittwoch, den 31.07.2024 um 17:51 Uhr auf meine Frage: 


„wurden bei Ihnen bereits Rechtsbehelfe (einschl. PKH-Anträge u.ä.) im Kontext des bundesinnenministeriellen Verbotes der Compact-Magazin 
GmbH und der Conspect-Film GmbH eingelegt — naheliegenderweise inbs. wegen des „Compact-Sommerfestes“ am vergangenen Wochenende und 
der diesbzgl. als Ersatzveranstaltungen klassifizierten Versammlungen, aber auch etwaige vor Erschöpfung des Rechtsweges eingelegte Rechtsbe- 
helfe?“ 


Folgendes mit: 


„beim Bundesverfassungsgericht sind hierzu bislang — soweit ersichtlich — keine Verfassungsbeschwerden eingegangen.“ 


= 


2. Vorgeschichte und ergänzende Hinweise 


a) Pressemitteilung des BMI vom 16.07.2024 


In der Pressemitteilung des Bundesinnenministeriums vom 16.07.2024 hieß es: 


„seit den frühen Morgenstunden haben insgesamt 339 Einsatzkräfte Liegenschaften der Organisationen in Falkensee und Werder an der Havel 
(Brandenburg) sowie in Battenberg/Eder (Hessen) sowie Wohnungen von zehn führenden Akteuren in Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Hessen durchsucht. Insgesamt wurden auf richterliche Anordnung 14 Objekte durchsucht.“ 


b) Auskünfte der Bundesländer 
Anfragen an die Innenministerien der vier genannten Bundesländer und zusätzlich an die Landesdirektion Sachsen'° ergaben: 


«e Sachsen: „Der Durchsuchungsbeschluss wurde beim örtlich zuständigen Verwaltungsgericht Dresden beantragt. Das Aktenzeichen lautet 6 
O 2/24.“ 


e Sachsen-Anhalt: „Landesrechtlich zuständige Vollzugsbehörden für die vereinsrechtlichen Maßnahmen waren die Polizeiinspektionen Mag- 
deburg für die Landeshauptstadt Magdeburg bzw. Halle (Saale) für den Burgenlandkreis. Diese haben im Vorfeld die für die Maßnahmen er- 
forderlichen richterlichen Beschlüsse bei den jeweils zuständigen Verwaltungsgerichten Magdeburg bzw. Halle (Saale) erwirkt.“ 


« Hessen: „Für das Objekt in Gießen ist das Verwaltungsgericht Gießen zuständig. Das dortige Aktenzeichen lautet 5 L 2126/24.Gl. Für das 
Objekt in Battenberg (Eder) ist das Verwaltungsgericht Kassel zuständig. Hier lautet das Aktenzeichen 2 O 982/24.KS.“ 


« Brandenburg: „es handelt sich um die Verwaltungsgerichte Potsdam und Frankfurt (Oder).“ 


16 In der deutschsprachigen Wikipedia heißt es zu dieser Behörde: „Die Landesdirektion Sachsen ist am 1. März 2012 aus den früheren Landesdirektionen Chemnitz, Dresden 
und Leipzig hervorgegangen, deren Aufgaben und Befugnisse sie weitgehend übernommen hat. Die früheren Landesdirektionen entstanden ihrerseits im Zuge der sächsischen 
Verwaltungsneuordnung und der Kreisreform Sachsen 2008 am 1. August 2008 als Nachfolgebehörden der früheren Regierungspräsidien.“ 
(https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Landesdirektion Sachsen&oldid=245721995) 

Regierungsbezirke und dort Regierungspräsidien gibt es (weiterhin) in den drei einwohnerInnen-stärksten Bundesländern (NRW, Bayern und BaWü) sowie Hessen (vgl. zur Ein- 
wohnerlInnen-Zahl destatis-Tabelle 12411-0010). 


ep 


c) Sieben Gerichte, 12 Beschlüsse 


Die Korrektheit der Pressemitteilung des (BMI) sowie der Auskünfte der genannten Landesbehörden vorausgesetzt, gab es also sieben zuständige 
Gerichte. Diese erließen 12 Beschlüsse (davon fünf das VG Potsdam) — davon einen Ergänzungsbeschluß (VG Dresden), wobei der zweite Dresd - 
ner Beschluß bloß eine weitere Örtlichkeit (aber in den Bezug auf denselben Antragsgegner / Durchsuchungsbetroffenen) hinzufügte””. 


d) Fünf Beschlüsse wurden wohl rechtskräftig 
Der Kasselaner, der Hallenser und der Frankfurter Beschluß scheinen mittlerweile rechtskräftig geworden zu sein (siehe Tabelle). Alle vorliegende 
Beschlüsse belehren über die zweiwöchige Beschwerdefrist gemäß 8 147 Absatz 1 Satz 1 Verwaltungsgerichtsordnung°*. 


Gegen die Beschlüsse der Verwaltungsgerichte Dresden, Magdeburg und Gießen wurde Beschwerde eingelegt; in Potsdam wurden drei Beschwer - 
den eingelegt; es sind also wahrscheinlich zwei rechtskräftig geworden. 


Grundsätzlich kommt in Betracht, daß noch Anträge auf Wiedereinsetzung in die versäumte Beschwerdefrist gestellt werden und — hypothetisch -, 
daß die Rechtsmittelbelehrungen unzutreffend waren. 


e) Bisherige Artikel zu einem Teil der Beschlüsse 
Siehe: 


° zu den fünf Beschlüssen der VG Dresden, Magdeburg, Gießen und Frankfurt an der Oder: 
Fünf Gerichts-Beschlüsse - ein Satz zur Pressefreiheit (taz-Blogs vom 30.07.2024) 


17 „Der Antragsteller [= Freistaat Sachsen] hat am 16. Juli 2024 telefonisch sowie durch Schriftsatz beantragt, den Beschluss vom 3. Juli 2024 wie oben tenoriert zu ergänzen. Er 
hat hierzu geltend gemacht, dass bei der Durchsuchung in den Räumlichkeiten des Antragsgegners ermittelt worden sei, dass sich der Antragsgegner unter dessen Geschäfts - 
pseudonym ‚D.‘ an die Adresse ‚F.‘ Geschäftspost habe zusenden lassen. Es sei deshalb davon auszugehen, dass sich Vereinsvermögen oder Sachen Dritter, die dem Verein 
zur Verfügung gestellt worden sind bzw. dessen Bestrebungen fördern sollten, sowie Belege für weitere Unterstützungshandlungen für die Betätigung des verbotenen Vereins in 
der Liegenschaft F. in B. befinden. Am Briefkasten der mit ‚F.‘ bezeichneten Haustür befindet sich ein Briefkasten, an dem unter anderem der Name H. gebracht sei. Melderecht - 
lich bestehe keine Anschrift ‚F.‘ sondern lediglich die Anschrift ‚Fx‘. Der Beschluss ist wie beantragt zu ergänzen, weil der Antragsteller plausibel angegeben und hinreichend 
glaubhaft gemacht hat, dass sich vom Beschluss erfasste Gegenstände in der Liegenschaft F./Fx in Pirna befinden.“ 


18 „Die Beschwerde ist bei dem Gericht, dessen Entscheidung angefochten wird, schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle innerhalb von zwei Wo- 
chen nach Bekanntgabe der Entscheidung einzulegen.“ (https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__147.html) 


Zi 


° speziell zu dem Frankfurter Beschluß: 
Verwaltungsgericht Frankfur/Oder bejaht Anfangsverdacht der Gerichtetheit gegen die „verfassungsmäßige Ordnung“ (taz-Blogs vom 
27.07.2024) 


° speziell zu dem Gießener Beschluß: 
Verein und Verdacht. Fall Compact: Verwaltungsgerichte billigen in Durchsuchungsbeschlüssen BMI-Standpunkt (junge Welt vom 
27.07.2024) 


° speziell zu dem Kasselaner Beschluß: 
Vorsichtige Zweifel. Fall Compact: Begründung laut Gericht diskutabel (junge Welt vom 02.08.2024). 


f) Antragstellerlnnen 


In den Verfahren vor den VG Potsdam’ und Frankfurt an der Oder?’ war — nach ergänzenden Auskünften der jeweiligen Gerichts-Pressestelle — 
das Polizeipräsidium Potsdam im eigenen Namen Antragsteller. 


Im Hallenser Beschluß ist dagegen die Bundesrepublik Deutschland als Antragstellerin genannt; auch der Magdeburger Beschluß spricht von einer 
Antragstellerin — und zwar „Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des Inneren und für Heimat, für dieses handelnd 
das Ministerium für Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt, vertreten durch die Polizeiinspektion Magdeburg“ .?" 


In den verbleibenden Fällen (Dresden, Kassel und Gießen) war der Antragsteller das jeweilige Bundesland. 
g) AntragsgegnerInnen 


Der Dresdener Beschluß spricht (bzw. die beiden Dresdner Beschlüsse sprechen) von einen Antragsgegner”; der Frankfurter Beschluß (natürliche 


19 „Auch bei den beim VG Potsdam geführten Verfahren war jeweils das Polizeipräsidium Potsdam der Antragsteller.“ (Auskunft von Freitag, den 02.08.2024) 


20 „im Verfahren 3 I 5/24 wurde der Antrag durch das Polizeipräsidium Potsdam gestellt.“ / „Antragsteller war allein das Polizeipräsidium; ein Vertretungsverhältnis bzgl. des Lan- 
des Brandenburg ist dem Rubrum des Beschlusses nicht zu entnehmen.“ (Auskunft von Freitag, den 02.08.2024 um 9:35 Uhr und 11:06 Uhr) 


21 Auskunft der Pressestelle des VG Magdeburg von Freitag, den 02.08.2024 (die Antwort hatte ich zunächst übersehen). 
22 Wahrscheinlich eine natürliche Person: „Die Durchsuchung der Wohnung des Antragsgegners“. 
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Person [,Herr“]”°) spricht ebenfalls von einem Antragsgegner. Auch der Hallenser und die Magdeburger Beschlüsse sprechen von jeweils einem An- 
tragsgegner (natürliche Person [,Herr“]). 


Der Gießener Beschluß spricht von einer Antragsgegnerin?* und einem Antragsgegner” (beides natürliche Personen). 

Der Kasselaner Beschluß ist gegen eine Antragsgegnerin — anscheinend eine juristische Person („Repräsentanten der Antragsgegnerin“) — gerichtet. 
Bei den Potsdamer Beschlüssen ist die Sache komplizierter. 

h) Zu den Beschlußinhalten 


In allen vorliegenden Beschlüssen wurde der Anfangsverdacht, daf® Zwecke und Tätigkeit der beiden verbotenen GmbH gegen die verfassungsmä- 
ige Ordnung gerichtet seien, bejaht. 


Allein der Kasselaner Beschluß läßt Zweifel erkennen, ob das Verbot am Ende Bestand haben wird: „Ob das beabsichtigte Verbot der ‚A.‘ [= Com- 
pact-Magazin GmbH] und ihrer Teilorganisation ‚B.‘ [= Conspect-Film GmbH] mit den insoweit in Bezug genommenen Darlegungen und publizisti - 
schen Auszügen sowie sonstigen Erkenntnissen in einer Weise begründet ist, die als ‚gerichtsfest‘ angesehen werden kann und jeden Zweifel am 
Vorliegen des von dem Bundesministerium des Innern und für Heimat angenommenen Verbotsgrundes ausschließt, mag diskutabel sein, kann aber 
mit Blick darauf, dass das Gericht im vorliegenden Anordnungsverfahren [...] über eine summarische Plausibilitätskontrolle nicht hinauszugehen 
hat, letztlich dahinstehen.“ 


Die meisten der sieben Gerichte gehen in ihren vorliegenden Beschlüsse auf Artikel 5 Grundgesetz, der sich u.a. mit der Meinungsäußerungs- und 
den Medienfreiheiten befaßt, nicht ein. 


23 „Durchsuchung der Wohnräume [...] des Herrn“. 


24 „Die Antragsgegnerin ist seit Dezember 2021 für die ‚D' [= die Compact-Magazin GmbH] tätig. Seit März bzw. April 2022 ist sie Redakteurin für den Bereich ‚Kultur‘. [...]. Die 
Antragsgegnerin ist außerdem seit September 2022 als Geschäftsführerin der ‚E' [= Conspect-Film GmbH], der Teilorganisation von ‚D‘, tätig. Darüber hinaus ist sie seit Ende 
Juli 2023 mit Geschäftsanteilen in Höhe von 5.000 Euro zugleich Gesellschafterin der ‚E‘. Die Antragsgegnerin ist eine Hauptakteurin der ‚D‘. Sie ist eines der Gesichter, die ‚D' 
nach außen hin vertreten.“ 

25 „Am 7. Dezember 2022 fand ein Zoom-Meeting für ‚D-Club‘-Mitglieder statt. Zu Anfang zeigt der Livestream ca. 20 Minuten Aktivitäten in den Redaktionsräumen. Die Antrags - 
gegnerin, eine Haupt-Akteurin der ‚D‘ und zugleich Geschäftsführerin der ‚E‘ stellt dabei den Antragsgegner als ‚D‘-Mitarbeiter vor: ‚Das ist übrigens auch ein D-Mitarbeiter. Das 
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ist der B., Informatiker, ITLer‘. 
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Der Magdeburger Beschluß erwähnt Artikel 5 Grundgesetz immerhin in einem Satz: „nicht ausreichend für die Annahme eines kämpferisch-aggres- 
siven Handelns ist mit Blick auf die Meinungsfreiheit des Art. 5 Abs. 1 GG und das Diskriminierungsverbot des Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG, dass sich 
die Vereinigung kritisch oder ablehnend gegen die verfassungsmäßige Ordnung wendet oder für eine andere Ordnung eintritt bzw. verfassungs - 
feindliche Ideen oder bestimmte politische Anschauungen verbreitet“. 


Der Potsdamer Beschluß zum Aktenzeichen VG 3 I 7/24 geht etwas ausführlicher auf das Verhältnis von 
°  Vereinigungsverboten (Artikel 9 Absatz 2 Grundgesetz) —- bzw. sagt das VG Potsdam: Vereinsbegriff i.S.v. 8 2 VereinsG - einerseits 
sowie 
e Meinungsäußerungs- und Medienfreiheiten (Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 und 2 Grundgesetz) anderseits 
ein — aber beschränkt sich im wesentlichen darauf, einen Teil dessen zu referieren, was schon in dem linksunten- und Mezopotamien-Verlags-Urtei - 
len des Bundesverwaltungsgerichts stand: 


„Dem Vereinsverbot stehen bei der hier nur möglichen summarischen Prüfung keine anderen Grundrechte entgegen. In der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung ist geklärt, dass Vereine im Sinne des 8 2 VereinsG auch Organisationen sein können, deren Zweck in der Verbreitung von Nach- 
richten und Meinungsbeiträgen besteht. Der Umstand, dass sich eine solche Vereinigung auf die in Art. 5 Abs. 1 GG verbürgten Rechte berufen kann, 
steht der Anwendbarkeit des Vereinsgesetzes nicht entgegen (BVerwG, Urteil vom 29. Januar 2020 - 6 A 1.19 -, juris Rn. 35). Wie sich aus den in 
Art. 5 Abs. 2 GG festgelegten Schranken der Pressefreiheit und einer Abwägung mit dem verfassungsrechtlichen Verbotstatbestand des Art. 9 Abs. 2 
GG ergibt, haben Meinungs- und Pressefreiheit dort zurückzutreten, wo sie ausschließlich der Verwirklichung verbotswidriger Vereinszwecke dienen 
(BVerwG, Urteil vom 26. Januar 2022 - 6 A 7.19 -,, juris Rn. 101 mit Verweis auf BVerwG, Urteil vom 28. Januar 1997 -— 1A 13.93 -, juris Rn. 52). So 
liegt es hier angesichts des Umstandes, dass nach den Ausführungen in der Verbotsverfügung die Verbreitung von Inhalten, die gegen die verfas- 
sungsmäßige Ordnung verstoßen, für den Verein prägend sind. Insofern wirkt es sich nicht aus, dass der Verein mitsamt seiner Teilorganisation nach 
dem Inhalt der Verbotsverfügung teilweise auch neutrale Berichterstattung betreibt. Ein weitergehendes Schutzniveau ist auch der Berufsausübungs- 
freiheit nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG nicht zu entnehmen. Gleiches gilt für Art. 10 und 11 EMRK (vgl. BVerwG, Urteil vom 26. Januar 2022, a.a.O.). 
Ein milderes gleichwirksames Mittel, um den Belangen der Gefahrenabwehr Rechnung zu tragen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 13. Juli 2018 — 1 BvR 
1474/12 u.a. —, juris Rn. 148), ist bei dieser Sachlage nicht ersichtlich.“ 


In den anderen vier Potsdam Beschlüssen findet sich die Passage — mindestens ähnlich, vermutlich wortgleich (ich habe es nicht genau überprüft) 
— ebenfalls. 


Alle Beschlüsse unterscheiden sich in Aufbau und Formulierungen mehr oder minder stark — es scheint vorliegend also nicht so sein (wie es in 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren durchaus öfter vorzukommen scheint), daß die Exekutive bereits fertig formulierte Beschluß-Entwürfe bei Ge- 
richt einreicht, die das Gericht bloß noch - hoffentlich - liest und unterschreibt. Da sich auch 

«e die beiden hessischen (Gießen und Kassel) 
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« die beiden sachsen-anhaltinischen (Halle und Magdeburg) 
sowie 
« die Brandenburger (Potsdam und Frankfurt an der Oder) 
Beschlüsse voneinander unterscheiden, dürfte sich also vorliegend zumindest ein Teil der Gerichte nicht an etwaig eingereichte exekutive Entwürfe 
gehalten haben. 


IV. Vereinsgesetz 


« Volltext: https://www.gesetze-im-internet.de/vereinsg/BJNRO005930964.html 
o 82 Begriff des Vereins 
o 83 Verbot 
°o 84 Ermittlungen 
o 85 Vollzug des Verbots 
o 8 6 Anfechtung des Verbotsvollzugs 
°o 88 Verbot der Bildung von Ersatzorganisationen 
o 8 9 Kennzeichenverbot 
°o 8810-13 (Beschlagnahme und Einziehung des Vermögens verbotener Vereine) 
o 817 Wirtschaftsvereinigungen 
°o 820 Zuwiderhandlungen gegen Verbote 


V. Strafverfahren 


Bundesland Staatsanwaltschaft Delikt Aktenzeichen 


Brandenburg GStA Potsdam „bei den Staatsanwaltschaften in Brandenburg werden zurzeit insgesamt sie- 
ben Ermittlungsverfahren gegen Personen aus dem von Ihnen unter Ziff. 1 er- 
fragten Kreis geführt. Davon sechs bei der Staatsanwaltschaft Cottbus und ei- 
nes bei der Staatsanwaltschaft Potsdam. Diese sind ausnahmslos bereits vor 
den Durchsuchungen im Zusammenhang mit dem Vereinsverbot anhängig ge- 
worden. Bei den in Rede stehenden Straftatbeständen handelt es sich um 88 
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85 Abs. 2°, 86a und 140 StGB. Vergehen nach 8 20 VereinsG sind nicht Ge- 
genstand dieser Ermittlungsverfahren. 

Gegen den in Frage 2 aufgeführten Personenkreis sind in Brandenburg, so- 
weit überprüfbar, zurzeit keine Ermittlungsverfahren anhängig. 

Die betreffenden Staatsanwaltschaften haben Gerichte bisher noch nicht mit 
den genannten Verfahren befasst.“ 

„ch kann Ihnen zu diesem Verfahren [‚Hausmeister-Verfahren‘, von dem t- 
online berichtet] lediglich mitteilen, dass es wegen des Vorwurfs der Vorberei- 
tung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat gemäß 8 89a StGB seit 
April 2023 bei der Staatsanwaltschaft Potsdam geführt wird und in der Ihnen 
gestern übermittelten Auflistung bereits berücksichtigt ist. Da die Ermittlungen 
noch andauern, bitte ich um Ihr Verständnis, dass zurzeit keine näheren Anga- 
ben gemacht werden, um den Erfolg derselben nicht zu gefährden.“”® 


im örtlichen « Cottbus „auf Ihre Presseanfrage vom 01.08.2024 hin kann ich Ihnen mitteilen, dass die 
Zuständigkeitsbe- Staatsanwaltschaft Cottbus als Schwerpunktstaatsanwaltschaft des Landes 
reich des VG Brandenburg für die Verfolgung derjenigen Straftatbestände zuständig ist, die 
Cottbus unter Nutzung von Datennetzen begangen worden sind. 


Die hier geführten Ermittlungsverfahren betreffen die Straftatbestände der 88 
130, 86a und 140 StGB. Die Ermittlungen in den Verfahren dauern derzeit 


noch an.“ 
im örtlichen « Frankfurt an der Oder „zur Beantwortung Ihrer Anfrage möchte ich zunächst auf die Antwort verwei- 
Zuständigkeitsbe- sen, welche Sie bereits von der Generalstaatsanwaltschaft Brandenburg er- 
reich des VG FfO halten haben. Diese ist zutreffend und seit dem 25.07.2024 hat sich insoweit 


bezüglich der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder) keine Änderung im Sach- 
stand ergeben“ (Auskunft von Freitag, den 02.08.2024) 


im örtlichen ° Neuruppin Am Dienstag, den 06.08.2024 beantwortete die Generalstaatsanwaltschaft 


26 Dieser Paragraph ist weder in der Antwort der StA Cottbus noch in der der StA Potsdam erwähnt; warum nicht, konnte ich noch nicht herausfinden. 

27 Auskunft der Pressestelle der Generalstaatsanwaltschaft des Landes Brandenburg (mit Sitz in der Stadt Brandenburg) von Donnerstag, den 25.07.2024. 
28 Auskunft der Pressestelle der Generalstaatsanwaltschaft des Landes Brandenburg (mit Sitz in der Stadt Brandenburg) von Freitag, den 26.07.2024. 

29 Auskunft der Pressestelle der der Staatsanwaltschaft Cottbus von Montag, den 04.08.2024. 
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Zuständigkeitsbe- 
reich des VG 
Potsdam 


Brandenburg die der StA Neuruppin gestellte Frage wie folgt: 
Beteiligung der Staatsanwaltschaft Neuruppin teile ich mit Blick auf Ihre 
Anfrage vom 1. August 2024 mit, dass dort sind keine entsprechenden 


Verfahren bekannt sind.“ 


„nach 


Potsdam 


„Das hiesige Verfahren, das die 
Staatsanwaltschaft Potsdam wegen 
des Vorwurfs nach 8 89a StGB und 
anderem führt, richtet sich gegen ei- 
nen Beschuldigten. Eine Mitteilung 
des Aktenzeichens erfolgt nicht. Die- 
ses Verfahren, das seit April 2024 bei 
der Staatsanwaltschaft Potsdam an- 
hängig ist, steht nicht im Zusammen- 
hang mit dem Compact-Vereinsver- 
botsverfahren und den diesbezügli- 
chen jüngsten Maßnahmen des BMI. 
Die Ermittlungen dauern an, weshalb 
weitergehende Auskünfte derzeit 
nicht erteilt werden, wofür ich um Ihr 
Verständnis bitte. Verfahren im ‚Com- 
pact-Kontext', d.h. im Zusammen- 
hang mit dem vorbezeichneten Com- 
pact-Vereinsverbotsverfahren, sind 
bei der Staatsanwaltschaft Potsdam 
momentan unverändert nicht anhän- 
gig.“ 

„Die Aufnahme von Ermittlungen setzt 
einen Anfangsverdacht, d.h. zurei- 
chende tatsächliche Anhaltspunkte für 
eine verfolgbare Straftat voraus (8 
152 Abs. 2 StPO). [...]. Ob sie [im Zu- 


496 Js 15371/23 


30 Auskunft der Pressestelle der StA Potsdam von Freitag, den 02.08.2024 um 11:38 Uhr; Hv. hinzugefügt. 
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sammenhang mit der Publikation 
„Nancy“°'] vorliegen oder nicht, prüft 
die Staatsanwaltschaft Potsdam hin- 
sichtlich dieses Sachverhaltes zur 
Zeit anhand der Presseberichterstat- 
tung (sog. Beobachtungs- bzw. 
Prüfvorgang), welche die 
Staatsanwaltschaft Potsdam bereits 
selbst zur Kenntnis genommen hatte 
und auf welche die Staatsan- 
waltschaft Potsdam auch durch Pres- 
severtreter hingewiesen worden ist. 
Eine diesbezügliche ‚Anzeige‘ oder 
Ähnliches des BMI ist bei der Staats- 
anwaltschaft Potsdam derzeit nicht 
erfasst.“ 


Hessen GStA Frankfurt am Main „Die Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt führt keine Ermittlungsverfahren in 
Zusammenhang mit dem von Ihnen geschilderten Verbot des COMPACT-Ma- 
gazins. Im Übrigen muss ich Sie an die Pressestellen der landgerichtlichen 
Staatsanwaltschaften verweisen, die Ihre Pressearbeit jeweils eigenständig 


führen.“ 
im örtlichen « StA Gießen „Bezug nehmend auf ihre Anfrage kann ich Ihnen mitteilen, dass derzeit bei 
Zuständigkeitsbe- der Staatsanwaltschaft Gießen keine Verfahren gegen Mitglieder oder Gesell- 
reich des VG schafter der Compact-Magazin GmbH oder der Conspect-Film GmbH anhän- 
Gießen” gig sind. Diesbezügliche Verfahren wegen Verstoßes gegen 3 20 VereinsG 
sind ebenfalls nicht anhängig.“* 


31 Siehe  https://wwm.tagesspiegel.de/potsdam/brandenburg/elsasser-bei-afd-veranstaltung-in-falkensee-aktivisten-stellen-inhalte-des-verbotenen-compact-magazins-ins-netz- 
12116807.html und https://www.nd-aktuell.de/artikel/1184173.juergen-elsaesser-rechtes-compact-magazin-heisst-jetzt-naency.html. 


32 Auskunft der Pressestelle der StA Potsdam von Freitag, den 02.08.2024 um 18:33 Uhr. 
33 „der Zuständigkeitsbereich des VG Gießen umfasst neben dem Landkreis Gießen auch den Landkreis Marburg-Biedenkopf, den Wetteraukreis, den Vogelsbergkreis und den 


Lahn-Dill-Kreis. Hinsichtlich der Landkreise Marburg-Biedenkopf (StA Marburg) und Lahn-Dill-Kreis (StA Limburg) bestehen andere staatsanwaltschaftliche Zuständigkeiten.“ 
(Auskunft der Pressestelle der StA Gießen von Donnerstag, den 01.08.2024) 
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« StA Limburg „in Bezug auf Ihre Anfrage vom gestrigen Tag teile ich mit, dass ich in unse- 
rem Datensystem keine Verfahren betreffend die von Ihnen genannten Gesell- 
schaften finden konnte. Auch meine Nachfrage bei den hiesigen Dezernentin- 
nen und Dezernenten, von denen jedoch einige urlaubsabwesend sind, brach- 
te kein Ergebnis.“ 


« StA Marburg „die Beantwortung Ihrer Anfrage vom 01.08.2024 bedarf noch weiterer Abklä- 
rung hier im Hause. Wir werden in Laufe der nächsten Woche wieder darauf 
zurück kommen.“ (Auskunft von Freitag, den 02.08.2024) 


im örtlichen « StAKassel „Meine hausinterne Recherche hat ergeben, dass von Ihnen angefragte Ver- 
Zuständigkeitsbe- fahren hier nicht anhängig sind.“* 
reich des VG 
Kassel « StA Marburg Siehe Antwort zwei Zeilen höher. 
« StAFulda „eine Rückfrage bei den zuständigen Dezernentinnen und Dezernenten der 


hiesigen Wirtschafts- sowie Politikabteilung hat ergeben, dass in den 
entsprechenden Dezernaten keine Ihre Anfrage betreffenden Verfahren 
anhängig sind.“ 


Sachsen GStA Dresden „bei der Generalstaatsanwaltschaft Dresden sind keine Ermittlungsverfahren 
in der von Ihnen geschilderten Art anhängig. Der Generalstaatsanwaltschaft 
Dresden liegen keine Erkenntnisse dazu vor, ob bei den anderen fünf sächsi- 


34 Auskunft der Pressestelle der StA Gießen von Donnerstag, den 01.08.2024. 
35 Auskunft der Pressestelle der StA Limburg von Freitag, den 02.08.2024. 


36 Letzter Satz der Auskunft der Pressestelle von Freitag, den 02.08.2024. Davor heißt es in der Antwort: „mit Ihrer Anfrage begehren Sie Auskünfte zu einer von Ihnen benann- 
ten Person. Auskünfte dieser konkret personenbezogenen Art erteilen wir grds. nicht. Bei einer ggf. beabsichtigten Berichterstattung bitte ich deshalb besonders darauf zu ach - 
ten, dass unsere Behörde die Namen von etwaig Beschuldigten grundsätzlich weder nennt, noch bestätigt. Auch die Namen von Unternehmen und juristischen Personen werden 
von uns weder genannt noch bestätigt. Des Weiteren bitte ich darauf zu achten, dass auch durch den Kontext der Berichterstattung nicht der falsche Eindruck erweckt wird, un - 
sere Behörde hätte solche Informationen zur Verfügung gestellt.“ 

Auf Nachfrage („Was bedeutet denn dieser [letzte] Satz im Kontext Ihrer ersten Sätze? + M.a.W.: Kann ich Ihren letzten Satz für bare Münze nehmen? Oder ist das einfach ihre 
Standard-Antwort (unabhängig davon, wie es sich im jeweiligen Fall tatsächlich verhält), weil Sie grundsätzlich keine Auskünfte der von mir erfragten Art erteilen?“) stellte die StA 
am Montag, den 05.08.2024 klar: „es ist zutreffend, dass das angefragte Verfahren hier nicht anhängig ist.“ (Angemerkt sei noch, daß ich nicht nach einem bestimmten 
Verfahren, sondern nach bestimmten Arten von Verfahren [nämlich gegen Mitglieder bestimmter Personenkreise] gefragt) 


37 Auskunft der Pressestelle der StA Fulda von Mittwoch, den 07.08.2024. 
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schen Staatsanwaltschaften solche Ermittlungsverfahren anhängig sind. Es 
steht Ihnen frei, bei den zuständigen Pressestellen der Staatsanwaltschaften 


anzufragen.“” 
im örtlichen « StA Dresden „entsprechende Verfahren konnten hier nicht identifiziert werden.“*° 
Zuständigkeitsbe- 
reich des VG .  StA Görlitz # noch keine Antwort # 
Dresden 
Sachsen-Anhalt Naumburg „Ermittlungsverfahren wegen des sog. Compactverbots (des BMI vom 


16.7.2024) sind bei der Generalstaatsanwaltschaft Naumburg und bei den vier 
landgerichtlichen Staatsanwaltschaften in Sachsen-Anhalt derzeit nicht an- 
hängig. 

Allerdings soll es kürzlich im Bereich der Staatsanwaltschaft Magdeburg, 
Zweigstelle Halberstadt zu einem Vorfall gekommen sein, der möglicherweise 
strafrechtliche Relevanz aufweist. Anlässlich einer Demonstration soll das 
Compact Logo am 22.7.2024 auf einer Fahne gezeigt worden sein. Hierüber 
hat die Presse (tagesschau) am gestrigen Tage berichtet: 
https://www.tagesschau.de/inland/regional/sachsenanhalt/mdr-compact- 
flagge-gezeigt-strafverfahren-nach-demo-100.html . Die polizeiliche Anzeige- 
sache ist nach meinem Kenntnisstand noch nicht bei der Staatsanwaltschaft 
eingegangen. 

Ob es sich im Ergebnis tatsächlich um einen Verstof3 gemäß 8 20 Abs. 1 Nr. 5 
VereinsG handelt, bleibt abzuwarten. 

Anderweitige (vormalige) Ermittlungsverfahren gegen bestimmte Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter der Compact-Magazin GmbH bzw. der Conspect Film 


38 Auskunft der Pressestelle der Generalstaatsanwaltschaft Dresden von Donnerstag, den 25.07.2024. 


39 Antwort der Staatsanwaltschaft von Montag, den 05.08.2024. 

Meinen Fragen Donnerstag, den 25.07.2024 lauteten: „1. sind bei Ihnen Strafverfahren gegen Mitglieder (GesellschafterInnen) und/oder MitarbeiterInnen der Compact-Magazin 
GmbH und/oder der Conspect-Film GmbH oder andere Personen, die am 16. Juli 2024 von Maßnahmen im Kontext des Verbotes der beiden GmbH betroffen waren, anhängig? 
2. Sind bei Ihnen gegen andere Personen (als die vorgenannten Personen) Strafverfahren wegen Veröffentlichungen in der Zeitschrift ‚Compact. Magazin für Souveränität‘, 
deren online Kanals ‚Compact-TV' oder Äußerungen bei Veranstaltungen der Zeitschrift bzw. der genannten GmbH anhängig? 3. Sind bei Ihnen gegen andere Personen (als bei 
1. genannt) Verfahren wegen 8 20 VereinsG in Bezug auf die beiden GmbH anhängig? 4. Ist Ihr örtlicher Zuständigkeitsbereich mit dem des VG Dresden identisch? Falls nein: 
Welche Unterschiede bestehen?“ — Meine Fragen an die anderen örtlichen Staatsanwaltschaften lauteten — mutatis mutandis — sehr ähnlich.) 
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GmbH (respektive Compact TV) sind mir nicht bekannt. Eine Veröffentlichung 
oder Weitergabe entsprechender Informationen ohne deren Einwilligung dürf- 
te im Übrigen womöglich in Konflikt mit Persönlichkeitsrechten stehen.“” 


im örtlichen « Halle 
Zuständigkeitsbe- 


reich des VG Hal- 


„Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit den am 16.07.2024 durch das 
Bundesinnenministerium verhängten Verboten der ‚COMPACT-Magazin 
GmbH' sowie der ‚CONSPECT Film GmbH' sind/waren hier bislang nicht an- 


Magdeburg (?) 


le (?) hängig.“* 

« Dessau-Roßlau „bezugnehmend auf Ihre E-Mail vom 01.08.2024 teile ich Ihnen mit, das 
derartige Verfahren bei der hiesigen Staatsanwaltschaft nicht anhängig 
sind.“*? 

im örtlichen ° Magdeburg # noch keine Antwort # 
Zuständigkeitsbe- 
reich des VG « Stendal „bei der Staatsanwaltschaft Stendal sind keine Verfahren anhängig, die sich 


gegen die verantwortlichen Geschäftsführer der Compact-Magazin-GmbH 
oder die Concept-Film-GmbH richten. Die genannten Firmen sind ebenfalls 
nicht Gegenstand hiesiger Ermittlungen. Entsprechende Verfahren gegen 
Mitarbeiter der genannten Firmen sind hier nicht bekannt.“** 


VI. Die örtlichen Zuständigkeitsbereiche von Verwaltungsgerichten und Staatsanwaltschaften im Vergleich 


Die folgenden Abschnitt VI. 1. bis 4. stellen dar, welche Staatsanwaltschaften (rechte Spalte) abgefragt werden müssen, wenn die vollständigen ört- 
lichen Zuständigkeitsbereiche der VG, die Durchsuchungsbeschlüsse im Zusammenhang mit dem Verbot der Compact-Magazin GmbH und der 


Conspect-Film GmbH erließen, abgedeckt werden sollen. 


40 Auskunft der Pressestelle der Generalstaatsanwaltschaft Naumburg von Donnerstag, den 25.07.2024. 


41 Auskunft der Pressestelle der StA Halle von Donnerstag, den 01.08.2024. 
42 Auskunft der Pressestelle der StA Dessau-Roßlau von Donnerstag, den 08.08.2024. 
43 Auskunft der Pressestelle der StA Stendal von Dienstag, den 06.08.2024. 
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1. Brandenburg 


https://verwaltungsgerichtsbarkeit.brandenburg.de/vo/de/fag/# 
(Antwort auf die Frage „An welches Verwaltungsgericht muss ich mich wen- 
den) 


https://staatsanwaltschaften.brandenburg.de/sta/de/** 


Die örtliche Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte wird durch das Branden- 
burgische Verwaltungsgerichtsgesetz geregelt; daneben existieren jedoch 
noch weitere Sonderregelungen über die Zuständigkeit. 

In Paragraf 2 Absatz 1 Brandenburgisches Verwaltungsgerichtsgesetz ist ge- 
regelt. 

« Das Verwaltungsgericht Cottbus ist für das Gebiet der Stadt Cottbus 
sowie für die Landkreise Dahme-Spreewald, Elbe-Elster, Oberspree- 
wald-Lausitz und Spree-Neiße zuständig. 

« Das Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder) ist für die Stadt Frankfurt 
(Oder) sowie für die Landkreise Barnim, Märkisch-Oderland und Oder- 
Spree zuständig. 

« Das Verwaltungsgericht Potsdam ist für die Städte Brandenburg an 
der Havel und Potsdam sowie für die Landkreise Prignitz, Ostprignitz- 
Ruppin, Oberhavel, Uckermark, Havelland, Potsdam-Mittelmark und 
Teltow-Fläming zuständig. 


Staatsanwaltschaften des Landes Brandenburg 


> Hier können Sie arbeiten. 


RUPPIN 


BARNIM 


MARKISCH- 
Havı 


POTSDAM- 


PRIGNITZ Landis A en Come 


SPREEWALD 


oBeR- 


SPREE- 


NEISSE 


Lausitz 
© GeoBasis-DE/LGB, di.de/by-2.0 


« Verwaltungsgericht Potsdam: 
° Prignitz 
°o Ostprignitz-Ruppin 
° Oberhavel 
° Uckermark 


° Havelland 
° Brandenburg an der Havel 
° Potsdam 


« Staatsanwaltschaft Neuruppin: 
° Prignitz 
°o Ostprignitz-Ruppin 
o Oberhavel 
° Uckermark 
« Staatsanwaltschaft Potsdam: 
°o Havelland 
°o Brandenburg an der Havel 
°o Potsdam 


44 Stellungnahme der Generalstaatsanwaltschaft Brandenburg von Dienstag, den 06.08.2024: „Hinsichtlich Ihrer Anfrage zu den örtlichen Zuständigkeiten gehe ich davon aus, 


dass Ihre Angaben die Staatsanwaltschaften Neuruppin, Potsdam, Frankfurt (Oder) und Cottbus betreffend, zutreffend sind.“ 
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° Potsdam-Mittelmark 
° Teltow-Fläming. 
«  Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder): 
°o Stadt Frankfurt (Oder) 
° Landkreise Barnim 
° Märkisch-Oderland 
° Oder-Spree. 
° Verwaltungsgericht Cottbus: 
o Dahme-Spreewald 
° Elbe-Elster 
° Oberspreewald-Lausitz 
°o Spree-Neiße 
° Cottbus. 


°o Potsdam-Mittelmark 
° Teltow-Fläming. 
« Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder): 
o Stadt Frankfurt (Oder) 
°o Landkreise Barnim 
° Märkisch-Oderland 
°o Oder-Spree. 
« Staatsanwaltschaft Cottbus: 
o Dahme-Spreewald 
°o Elbe-Elster 
°o Oberspreewald-Lausitz / Wald-Lausitz 
°o Spree-Neiße 
°o Cottbus. 


2. Hessen 


Verwaltungsgerichte Gießen 


Staatsanwaltschaften mit örtlicher Zuständigkeit in Teilen des örtlichen 
Zuständigkeitsbereiche des VG Gießen 


„Sie finden die Verwaltungsgerichtsbezirke in 8 1 Abs. 2 des Hessischen 
Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung. Das Verwaltungs- 
gericht Gießen ist danach für die Landkreise Gießen, Lahn-Dill-Kreis, Mar- 
burg-Biedenkopf, Vogelsbergkreis und Wetteraukreis zuständig.“ 


„der Zuständigkeitsbereich des VG Gießen umfasst neben dem Landkreis 
Gießen auch den Landkreis Marburg-Biedenkopf, den Wetteraukreis, den Vo- 
gelsbergkreis und den Lahn-Dill-Kreis. Hinsichtlich der Landkreise Marburg- 
Biedenkopf (StA Marburg) und Lahn-Dill-Kreis (StA Limburg) bestehen andere 
staatsanwaltschaftliche Zuständigkeiten.“ 


°  Verwaltungsgericht Gießen 
°o Landkreis Gießen 
° Vogelsbergkreis 
° Wetteraukreis 


« StA Gießen 
o Landkreis Gießen 
° Vogelsbergkreis 
o \WNetteraukreis 


45 Auskunft der Pressestelle des VG Gießen von Freitag, den 27.07.22024; Hyperlink hinzugefügt. 


46 Auskunft der Pressestelle der StA Gießen von Donnerstag, den 25.07.20024. 
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o Lahn-Dill-Kreis 


° Marburg-Biedenkopf 


« StALimburg 
° (u.a.?) Lahn-Dill-Kreis 


« StA Marburg 
° u.a. Marburg-Biedenkopf 


Verwaltungsgerichte Kassel 


Staatsanwaltschaften mit örtlicher Zuständigkeit in Teilen des örtlichen 
Zuständigkeitsbereichs des VG Kassel 


„Verwaltungsgerichte bestehen 

1.1. 

4. in Kassel für die StAdEKässel sowie die Landkreise Fulda, Hersfeld-Roten- 
burg, Kassel, Schwalm-Eder-Kreis, Waldeck-Frankenberg und Werra: 
Meißner-Kreis 


5. [...].* (https://wwm.rv.hessenrecht.hessen.de/perma?dsjlr--VwGOAGHEpP1) 


„Die Staatsanwaltschaft Kassel ist zuständig für die Verfolgung von Strafta- 


ten und Straftätern im nordhessischen Raum (StAdEündikändkreisikässel, 
Werra=MeißnerKreis sowie Teile der Landkreise Schwalm-Eder und Waldeck- 
Frankenberg). “'” 

„Die Staatsanwaltschaft Fulda ist für die Bearbeitung aller Strafsachen im 
Landgerichtsbezirk Fulda zuständig. Dieser umfasst neben dem Landkreis 
Fulda den Landkreis Hersfeld-Rotenburg mit den Amtsgerichtsbezirken Fulda, 
Hünfeld und Bad Hersfeld.“ 

„Die Staatsanwaltschaft Marburg ist für die Bearbeitung aller Strafsachen im 
Landgerichtsbezirk Marburg zuständig. Dieser umfasst die Amtsgerichtsbezir- 
ke Marburg, Kirchhain, Schwalmstadt, Biedenkopf und Frankenberg, d. h. 
neben der Stadt Marburg selbst den Landkreis Marburg-Biedenkopf, Teile des 
Landkreises Waldeck-Frankenberg (Altkreis Frankenberg) und des Schwalm- 
Eder-Kreises (Altkreis Ziegenhain).“ 


°«  Verwaltungsgericht Kassel 
o Stadt und Landkreis Kassel 
o \WNerra-Meißner-Kreis 


°e StA Kassel” 
o Stadt- und Landkreis Kassel 
o \Nerra-Meißner-Kreis 


47 https://staatsanwaltschaften.hessen.de/staatsanwaltschaften/staatsanwaltschaft-kassel; Hv. hinzugefügt. 


48 https://staatsanwaltschaften.hessen.de/staatsanwaltschaften/staatsanwaltschaft-fulda; Hv. hinzugefügt. 


49 https://staatsanwaltschaften.hessen.de/staatsanwaltschaften/staatsanwaltschaft-marburg; Hv. hinzugefügt. 


50 Stellungnahme der StA Kassel von Mittwoch, den 07.08.2024: „der hiesige Zuständigkeitsbereich ist von Ihnen korrekt wiedergegeben.“ 
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o Schwalm-Eder-Kreis 
°o Waldeck-Frankenberg 


°o Landkreise Fulda 
° Hersfeld-Rotenburg 


° 


° 


Teile von Schwalm-Eder 
Teile von Waldeck-Frankenberg 


StA Marburg 


° 


u.a. „Teile des Landkreises Waldeck-Frankenberg (Altkreis Fran- 
kenberg) und des Schwalm-Eder-Kreises (Altkreis Ziegenhain)“°" 


StA Fulda 


° 


° 


Landkreis Fulda 
Landkreis Hersfeld-Rotenburg 


51 https://staatsanwaltschaften.hessen.de/staatsanwaltschaften/staatsanwaltschaft-marburg. 


II 


Forts. auf S. 23 


3. Sachsen 


https: //www.verwaltungsatlas.sachsen.de/downloadl https://www.verwaltungsatlas.sachsen.deldownload/ 
smj finanzVerwaltSozialgericht.jpg smj gerichte A0.pdf 


Verwaltungsatlas Sachsen 2024 


Finanz-, Verwaltungs- und Sozialgerichte 
Sitz des Sächsischen Finanzgerichtes 

Sitz des Sächsischen Oberverwaltungsgerichtes 
Sitz eines Verwaltungsgerichtes 

Sitz des Sächsischen Landessozialgerichtes 


Sitz eines Sozialgerichtes 


Zuständigkeit eines Fachgerichtes: 


———— Gemeindegrenze 
Grenze Landkreis/Kreisfreie Stadt 

EN 

Sachdaten: SMJusDEG, Stand 01.01.2024 RS E sg 


Geobasisdaten: GeoSN 2024, dI-de/by-2-0 
Kartographie: SMR, Referat 45 


Der örtliche Zuständigkeitsbereiche des Verwaltungsgerichts Leipzig und der Staatsanwaltschaft Leipzig scheinen identisch zu sein. 
Der örtliche Zuständigkeitsbereich des VG Chemnitz scheint die Summe der Zuständigkeitsbereiche der StA Zwickau und Chemnitz zu sein. 


Der örtliche Zuständigkeitsbereich des VG Dresden scheint die Summe der Zuständigkeitsbereiche der StA Dresden und Görlitz zu sein. 
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4. Sachsen-Anhalt 


Gerichtsbezirke der Verwaltungsgerichtsbarkeit Gerichtsbezirke der Staatsanwaltschaften 


H 


Bezirk der StA Halle 
Zweigstelle Naumburg. 


Generalstaatsanwaltschaft 
und Zweigstelle der 
Staatsanwaltschaft Halle 


® Staatsanwaltschaft (StA) 
m 


Oberverwaltungsgericht 
und Verwaltungsgericht 


® Verwaltungsgericht 
en 
nö 


Zweigstelle der Staatsan- 


Grenzen der Landkreise 
waltschaft Magdeburg 


und kreisfreien Städte 


Grenzen der 
Amtsgerichtsbezirke 
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Der Zuständigkeitsbereich des VG Magdeburg scheint — nach Augenschein — die Zuständigkeitsbereiche der StA Magdeburg und Stendal°?; der Zu- 
ständigkeitsbereich des VG Halle den Zuständigkeitsbereich der StA Halle und Dessau-Roßlau zu umfassen. 


VII. Konzentration der Staatsschutz-Zuständigkeit 
1. Wortlaut des 5 74a Gerichtsverfassungsgesetz 


8 74a Gerichtsverfassungsgesetz lautet 


„(1) Bei den Landgerichten, in deren Bezirk ein Oberlandesgericht seinen Sitz hat, ist eine Strafkammer für den Bezirk dieses Oberlandesge- 
richts als erkennendes Gericht des ersten Rechtszuges zuständig für Straftaten 

1. des Friedensverrats in den Fällen des 3 80a des Strafgesetzbuches, 

2. der Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates in den Fällen der 83 84 bis 86, 87 bis 90, 90a Abs. 3 und des 3 90b des Strafgesetzbuches, 

3. der Gefährdung der Landesverteidigung in den Fällen der 85 109d bis 109g des Strafgesetzbuches, 

4. der Zuwiderhandlung gegen ein Vereinigungsverbot in den Fällen des 8 129, auch in Verbindung mit 3 129b Abs. 1, des Strafgesetzbuches und 
des 3 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 des Vereinsgesetzes; dies gilt nicht, wenn dieselbe Handlung eine Straftat nach dem Betäubungsmittelgesetz, Kon- 
sumcannabisgesetz oder Medizinal-Cannabisgesetz darstellt, 

5. der Verschleppung (3 234a des Strafgesetzbuches), 

6. des Verschwindenlassens von Personen (8 234b des Strafgesetzbuches) und 

7. der politischen Verdächtigung (3 241a des Strafgesetzbuches). 

(2) Die Zuständigkeit des Landgerichts entfällt, wenn der Generalbundesanwalt wegen der besonderen Bedeutung des Falles vor der Eröffnung des 
Hauptverfahrens die Verfolgung übernimmt, es sei denn, daß durch Abgabe nach 3 142a Abs. 4 oder durch Verweisung nach 8 120 Absatz 2 Satz 3 
[des Gerichtsverfassungsgesetzes] die Zuständigkeit des Landgerichts begründet wird. 

(3) In den Sachen, in denen die Strafkammer nach Absatz 1 zuständig ist, trifft sie auch die in 8 73 Abs. 1 [des Gerichtsverfassungsgesetzes] be- 
zeichneten Entscheidungen. 

(4) Für die Anordnung von Maßnahmen nach den 83 100b und 100c der Strafprozessordnung ist eine nicht mit Hauptverfahren in Strafsachen be- 
fasste Kammer bei den Landgerichten, in deren Bezirk ein Oberlandesgericht seinen Sitz hat, für den Bezirk dieses Oberlandesgerichts zuständig.(5) 
Im Rahmen der Absätze 1, 3 und 4 erstreckt sich der Bezirk des Landgerichts auf den Bezirk des Oberlandesgerichts.“ 


(https://www.gesetze-im-internet.de/gvg/ _74a.html; Hyperlinks hinzugefügt) 


52 „Die Staatsanwaltschaft Stendal ist zuständig für folgende Landkreise: Landkreis Stendal, Altmarkkreis Salzwedel und Landkreis Jerichower Land. Das Verwaltungsgericht 
Magdeburg ist darüber hinaus noch für den Landkreis Börde, den Landkreis Harz und Salzlandkreis zuständig.“ (Auskunft der Pressestelle der StA Stendal von Dienstag, den 
06.08.2024.) 
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2. „Landgerichten, in deren Bezirk ein Oberlandesgericht seinen Sitz hat“ 


Die Bundesländer Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Hessen haben jeweils ein Oberlandesgericht: 
«e Brandenburg dasjenige mit Sitz in der Stadt Brandenburg, die wiederum im Bezirk des Landgerichts des Landgerichts Potsdam liegt 
(zum Bezirk des LG Potsdams gehört u.a. das Amtsgericht Brandenburg an der Havel). 
° Sachsen dasjenige mit Sitz in Dresden°“, das auch Sitz des Landgerichts Dresden ist. 
« Sachsen-Anhalt dasjenige mit Sitz in Naumburg, das im Bezirk des Landgerichts Halle liegt. 


2.3 Zuordnung der Gerichtsbezirke 


OBERLANDESGERICHT 
NAUMBURG 


LANDGERICHT 


LANDGERICHT DC 
"STENDAL 


LANDGERICHT INDGERICH 
MAGDEBURG 


AMTSGERICHT AMTSGERICHT AMTSGERICHT 
Bitterfeld-Wolfen Eisleben Aschersleben Burg 
Dessau-Roßlau Halle (Saale) Bernburg Gardelegen 
Köthen Merseburg Halberstadt Salzwedel 
Wittenberg Naumburg Haldensleben Stendal 
Zerbst Sangerhausen Magdeburg 
Weißenfels Oschersleben 
Zeitz Quedlinburg 
Schönebeck 
Wernigerode 
Schaubild 1: 


https://mj.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_ und Verwaltung/MJ/MJ/publik/justiz.pdf, S. 8. 


53 „Das Oberlandesgericht ist auf Landesebene das höchste Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit“ + Hyperlink „Zur Homepage des Oberlandesgerichts Dresden“ 
(https://wwww.justiz.sachsen.de/content/olg.htm). 
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und 


° Hessen dasjenige mit Sitz in Frankfurt am Main, das auch Sitz des Landgerichts Frankfurt ist°*. 


Brandenburg Sachsen Sachsen-Anhalt (S. 8) Hessen 
Brandenburg Dresden Naumburg Frankfurt am Main 
Potsdam Dresden Halle Frankfurt am Main 
. B = $ 
Landge richtsbezirk LANDGERICHT 3372 
HALLE 288 
Zn ii 
Potsdam 151 
is:] 
Landgericht Potsdam Verwaltungsauftritte AMTSGERICHT 13 
Amtsgericht Brandenburg an der # Landgericht Chemnitz EILIEBEN E i 8: 
Havel ® Landgericht Dresden Halle (Saale) /ErF 
® Landgericht Görlitz Merseburg Urs 
Amtsgericht Luckenwalde ® Landgericht Leipzig Naumburg 3, FE 
Amtsgericht Nauen ® Landgericht Zwickau Sangerhausen EEE 
i Weißenfels 8 : ä 5 
Amtsgericht Potsdam Zeitz 8: 
33°5 
Amtsgericht Rathenow EE 5 5 
Amtsgericht Zossen F : 5 


IIX. Ausgewählte Reaktionen 


1. Journalistisch-politische Bewertungen der Verbotsverfügung 


« Istesrichtig, das „Compact“-Magazin zu verbieten?, in: taz vom 18.07.2024 von Gareth Joswig („Ja“) und Stefan Reinecke („Nein“) 


54 „Den weitaus größten Gerichtszweig der rechtsprechenden Gewalt in Hessen bildet die ordentliche Gerichtsbarkeit, die 41 Amtsgerichte, [...], neun Landgerichte (in Darm- 
stadt, Frankfurt, Fulda, Gießen, Hanau, Kassel, Limburg, Marburg und Wiesbaden) und ein Oberlandesgericht in Frankfurt (mit Zivilsenaten in Darmstadt und Kassel) um- 
fasst.“ (https://ordentliche-gerichtsbarkeit.hessen.de/themen-der-ordentlichen-gerichtsbarkeit/karte-aller-gerichtsstandorte?displayFirst=map_first; Hv. hinzugefügt) 


= 97. 


«e Diskussion mit David Werdermann und Alexander Hoffmann, COMPACT Verbot als notwendiger Minderheitenschutz oder Angriff auf die 


Pressefreiheit?, in: Radio Dreyeckland vom 25.07.2024; https://rdl.de/beitrag/compact-verbot-als-notwendiger-minderheitenschutz-oder- 
angriff-auf-die-pressefreiheit. 


«  systemcrash, Deja-vu: Medien-Schikanierung via Vereinsverbot. Kritisches zur Bonapartisierung[*] des politischen Systems der Bundesrepu- 
blik; substack vom 28.07.2024; https://systemcrash.substack.com/p/deja-vu-medien-schikanierung-via. 


« Peter Nowak, Autoritärer Liberalismus ist kein Antifaschismus, in: untergrundblättle vom 31.07.2024; 
https://www.untergrund-blättle.ch/gesellschaft/medien/compact-verbot-juergen-elsaesser-kritik-008549.html. 


2. Juristische Bewertungen der Verbotsverfügung 


«e Joschka Buchholz / Dr. Max Kolter, Ist das Compact-Verbot rechtswidrig?, in: Legal Tribune Online vom 16.07.2024; 
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/compact-vereinsverbot-pressefreiheit-bmi-faeser-elsaesser-verein-verbot. 


«e Kathrin Groh, Vereinsverbote und wehrhafte Demokratie, Verfassungsblog vom 22.07.2024; https://verfassungsblog.de/vereinsverbote-und- 
wehrhafte-demokratie/. 


« Christoph Gusy, Verbotene Vereinsmedien, in: Verfassungsblog vom 17.07.2024; https://verfassungsblog.de/verbotene-vereinsmedien/. 


« Thorsten Koch, Vereinsverbote zum Schutze der Menschenwürde, in: Verfassungsblog vom 19.07.2024; 
https://verfassungsblog.de/vereinsverbote-zum-schutze-der-menschenwurde/. 


« Sandra Lukosek, Warum das Compact-Verbot auf Grundlage des Vereinsrechts ergehen konnte, in: Verfassungsblog vom 22.07.2024; 
https://verfassungsblog.de/warum-das-compact-verbot-auf-grundlage-des-vereinsrechts-ergehen-konnte/. 


« Paula Rhein-Fischer, Zeitungsverbot durch die Hintertür?, in: Verfassungsblog vom 19.07.2024; https://verfassungsblog.de/compact-verbot!/. 
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IX. Presse- und rundfunkrechtliche Auskunftsansprüche 
1. Pressegesetze der Länder 


a) Brandenburg: Pressegesetz des Landes Brandenburg (Brandenburgisches Landespressegesetz — BbgPG) 


„3 5 Informationsanspruch der Presse 
(1) Die Behörden sind verpflichtet, den Vertreterinnen oder den Vertretern der Presse die der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe dienenden Auskünf- 
te zu erteilen. 
(2) Auskünfte können verweigert werden, wenn und insoweit 

1. durch sie die sachgemäße Durchführung eines schwebenden Verfahrens vereitelt oder gefährdet werden könnte, 

2. Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen, 

3. ein überwiegendes öffentliches oder schutzwürdiges privates Interesse verletzt würde, 

4. ihr Umfang das zumutbare Maß überschreitet. 
(3) Allgemeine Anordnungen, die einer Behörde Auskünfte an die Presse überhaupt, an diejenige einer bestimmten Richtung oder an ein bestimmtes 
periodisches Druckwerk verbieten, sind unzulässig. 
(4) Die Verlegerinnen oder die Verleger einer Zeitung oder Zeitschrift können von den Behörden verlangen, dass ihnen deren amtliche Bekanntma- 
chungen nicht später als den Mitbewerberinnen und Mitbewerbern zur Verwendung zugeleitet werden.“ 


(https://bravors.brandenburg.de/gesetze/bbaopg#5) 


„lt 

Geltung für den Rundfunk 

Die 88 5, 14 und 16 finden für den Rundfunk sinngemäße Anwendung.“ 
(https://bravors.brandenburg.de/gesetze/bbgpg#17; Hv. hinzugefügt) 


b) Sachsen: Sächsisches Gesetz über die Presse 


„s 4 Informationsrecht der Presse 

(1) "Alle Behörden sind verpflichtet, den Vertretern der Presse und des Rundfunks, die sich als solche ausweisen, die der Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgabe dienenden Auskünfte zu erteilen, sofern nicht dieses Gesetz oder allgemeine Rechtsvorschriften dem entgegenstehen. ?Das Recht auf Aus- 
kunft kann nur gegenüber dem Behördenleiter oder dem von ihm Beauftragten geltend gemacht werden. 

(2) Die Auskunft darf verweigert werden, wenn und soweit 
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1. Vorschriften über die Geheimhaltung und über den Persönlichkeitsschutz entgegenstehen, 

2. durch sie die sachgemäße Durchführung eines schwebenden Verfahrens vereitelt, erschwert, verzögert oder gefährdet werden könnte. 

3. durch sie ein überwiegendes öffentliches oder ein schutzwürdiges privates Interesse verletzt würde oder 

4. ihr Umfang das zumutbare Maß überschreitet. 

(3) Allgemeine Anordnungen, die einer Behörde Auskünfte an die Presse verbieten, sind unzulässig. 

(4) Der Verleger einer Zeitung oder einer Zeitschrift kann von den Behörden verlangen, daß ihm deren amtliche Verlautbarungen gleichzeitig mit sei- 
nen Mitbewerbern zugänglich gemacht werden. 

(5) Die Rundfunkanstalten sind nicht nach den Absätzen 1 bis 4 auskunftspflichtig.“ 


(https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/4197-SaechsPresseG#p4; Hv. hinzugefügt) 


c) Sachsen-Anhalt: Pressegeseiz für das Land Sachsen-Anhalt (Landespressegesetz) 


„s 4 Informationsrecht der Presse 

(1) Die Behörden sind verpflichtet, den Vertretern der Presse die der Erfüllung ihrer Aufgabe dienenden Auskünfte zu erteilen. Das Recht auf Auskunft 
kann gegenüber dem Behördenleiter oder dem von ihm Beauftragten geltend gemacht werden. 

(2) Auskünfte können verweigert werden, soweit 

1. durch sie die sachgemäße Durchführung eines schwebenden Verfahrens vereitelt, erschwert, verzögert oder gefährdet werden könnte oder 

2. ihnen Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen oder 

3. sie ein überwiegendes öffentliches oder ein schutzwürdiges privates Interesse verletzen würden oder 

4. ihr Umfang das zumutbare Maß überschreitet. 

(3) Der Verleger einer Zeitung oder Zeitschrift kann von den Behörden verlangen, dass ihm deren amtliche Bekanntmachungen nicht später als sei- 
nen Mitbewerbern zur Verwendung zugeleitet werden.“ 

(https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-PresseGST2013pP4)” 


d) Hessen: Hessisches Gesetz über Freiheit und Recht der Presse —- Hessisches Pressegesetz (HPresseG) 


55 8 16 Pressegesetz für das Land Sachsen-Anhalt lautet bloß: „(1) Für Hörfunk und Fernsehen gelten die 88 Abs. 1,813 Nrn. 1 und 2 und 8 15 Abs. 3 entsprechend. (2) Ist 
durch eine Sendung des Hörfunks oder des Fernsehens eine rechtswidrige Tat begangen worden, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht, und hat der Intendant, der 
Programmdirektor oder derjenige, der für die Sendung sonst verantwortlich ist, vorsätzlich oder fahrlässig seine Verpflichtung verletzt, Sendungen von strafbarem Inhalt freizuhal - 
ten, so wird er mit Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, soweit er nicht wegen der Tat schon nach den allgemeinen Strafgesetzen als Täter oder Teil - 
nehmer strafbar ist.“ Auch das Mediengesetz des Landes Sachsen-Anhalt (MedienG LSA) scheint — sofern mir nichts entgangen ist — keinen Auskunftsanspruch des Rundfunks 
zu enthalten. 
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(1) Die Behörden sind verpflichtet, der Presse die gewünschten Auskünfte zu erteilen. Sie können eine Auskunft nur verweigern, 

1. soweit durch sie die sachgemäße Durchführung eines straf- oder dienststrafgerichtlichen Verfahrens vereitelt, erschwert, verzögert oder gefährdet 
werden könnte, 

2. soweit Auskünfte über persönliche Angelegenheiten einzelner verlangt werden, an deren öffentlicher Bekanntgabe kein berechtigtes Interesse be- 
steht, und 

3. soweit Maßnahmen, die im öffentlichen Interesse liegen, durch ihre vorzeitige öffentliche Erörterung vereitelt, erschwert, verzögert oder gefährdet 
werden könnten. 

(2) Anordnungen, die einer Behörde Auskünfte an die Tagespresse überhaupt, an diejenige einer bestimmten Richtung oder an ein bestimmtes peri- 
odisches Druckwerk allgemein verbieten, sind unzulässig. 

(3) Der Verleger einer Zeitung oder Zeitschrift kann von den Behörden verlangen, dass ihm deren amtliche Bekanntmachungen gegen Vergütung der 
Übermittlungskosten nicht später als seinen Mitbewerbern zur Verwendung zugeleitet werden.“ 


(https://wwwm.rv.hessenrecht.hessen.de/perma?dsilr-PresseGHEpP3) 


2.8 5 Medienstaatsvertrag 


„s 5 Auskunftsrechte 

(1) Rundfunkveranstalter haben gegenüber Behörden ein Recht auf Auskunft. Auskünfte können verweigert werden, soweit 

1. durch die Auskunftserteilung die sachgemäße Durchführung eines schwebenden Verfahrens vereitelt, erschwert, verzögert oder gefährdet werden 
könnte oder 

2. Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen oder 

3. ein überwiegendes öffentliches oder schutzwürdiges privates Interesse verletzt würde oder 

4. ihr Umfang das zumutbare Maß überschreitet. 

(2) Allgemeine Anordnungen, die einer Behörde Auskünfte an Rundfunkveranstalter verbieten, sind unzulässig. 

(3) Rundfunkveranstalter können von Behörden verlangen, dass sie bei der Weitergabe von amtlichen Bekanntmachungen im Verhältnis zu anderen 
Bewerbern gleichbehandelt werden.“ 


(https://wvwm.rv.hessenrecht.hessen.de/perma?dsjlr-MedienStVtrHEpP5) 


Forts. auf S. 32 


= 


3. Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Auskunftsanspruch gegenüber Bundesbehörden 


a) Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20.02.2013 zum Aktenzeichen 6 A 2.12 


„Die Gesetzgebungskompetenz zur Regelung derartiger Presseauskünfte liegt beim Bund (a). Solange der Bund von seiner gesetzlichen Regelungs- 
kompetenz keinen Gebrauch macht, folgt ein Auskunftsanspruch der Presse unmittelbar aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG.“ 
(https://www.bverwg.de/200213U6A2.12.0, Textziffer 17) 


„Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern bemisst sich nach den Vorschriften des Grundgesetzes über die ausschließliche und 
die konkurrierende Gesetzgebung (Art. 70 Abs. 2 GG). Mangels einer Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Sachgebiet „Presserecht“ ha- 
ben die Länder zwar die Befugnis, presserechtliche Regelungen zu treffen (aa). Diese Befugnis umfasst aber nicht alle Regelungen, die die Presse 
berühren, sondern stößt dort an Grenzen, wo sie auf eine vorrangige anderweitige Gesetzgebungskompetenz trifft. Die Regelung von Auskunftsan- 
sprüchen gegenüber der Presse folgt aus anderen Kompetenztiteln, die — soweit der Bundesnachrichtendienst betroffen ist — ausschließlich dem 
Bund zustehen (bb).“ 

(ebd.,Textziffer 18) 

„Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG gewährleistet nicht nur ein Abwehrrecht gegen staatliche Eingriffe, sondern garantiert darüber hinaus in seinem objektiv- 
rechtlichen Gehalt die institutionelle Eigenständigkeit der Presse (BVerfG, Urteil vom 5. August 1966 — 1 BvR 586/62 u.a. — BVerfGE 20, 162 <175° 
f.>; BVerwG, Urteil vom 13. Dezember 1984 — BVerwG 7 C 139.81 — BVerwGE 70, 310 <311> = Buchholz 422.1 Presserecht Nr. 3 S. 7°”). Der Ge- 
setzgeber ist hieraus in der Pflicht, die Rechtsordnung in einer Weise zu gestalten, die der besonderen verfassungsrechtlichen Bedeutung der Presse 
gerecht wird und ihr eine funktionsgemäße Betätigung ermöglicht. Hierzu zählt auch die Schaffung von behördlichen Auskunftspflichten (vgl. BVerfG, 


56 https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv020162.html#175, DFR-Textziffer 37: „Der Staat ist - unabhängig von subjektiven Berechtigungen Einzelner — verpflichtet, in seiner Rechts- 
ordnung überall, wo der Geltungsbereich einer Norm die Presse berührt, dem Postulat ihrer Freiheit Rechnung zu tragen. Freie Gründung von Presseorganen, freier Zugang zu 
den Presseberufen, Auskunftspflichten der öffentlichen Behörden sind prinzipielle Folgerungen daraus; [...].“ 


57 „Das Grundgesetz gewährleistet in Art. 5 Abs. 1 Satz 2 die Pressefreiheit. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, der das Bundesverwaltungs - 
gericht sich angeschlossen hat, ist das Grundrecht der Pressefreiheit nicht nur als ein Abwehrrecht gegen staatliche Eingriffe zu verstehen; vielmehr ist durch Art. 5 Abs. 1 Satz 2 
GG auch die "institutionelle Eigenständigkeit" der Presse gewährleistet (BVerfGE 66, 116 <133>; BVerwGE 47, 247 <252>, jeweils mit weiteren Nachweisen).“ 
(https://research.wolterskluwer-online.de/document/60334a96-0515-407b-b9ba-9662f2b41937, Textziffer 16) 

Damals vertrat das Bundesverwaltungsgericht freilich noch die Auffassung: „Daß die Beschaffung von Informationen unter dem Schutz des Grundgesetzes steht, besagt aber 
nicht, daß auf die Erteilung der Information ein Rechtsanspruch besteht. Auch aus den Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts zu der Verpflichtung des Staates, die Pres- 
sefreiheit zu gewährleisten (BVerfGE 20, 162 <175 f.>), folgt ein solcher Anspruch nicht. Hiernach ist der Staat — unabhängig von subjektiven Berechtigungen einzelner - ver - 
pflichtet, in seiner Rechtsordnung überall, wo der Geltungsbereich einer Norm die Presse berührt, dem Postulat ihrer Freiheit Rechnung zu tragen, woraus sich als prinzipielle 
Folgerung auch Auskunftspflichten der öffentlichen Behörden ergeben. Ob der Auskunftspflicht der Behörden ein Auskunftsanspruch korrespondiert und ob ein solcher Rechtsan- 
spruch bereits kraft Verfassungsrechts besteht und nicht erst durch das die Pressefreiheit insoweit konkretisierende einfache Gesetzesrecht geschaffen wird, hat das Bundesver - 
fassungsgericht bisher nicht entschieden.“ (ebd., Textziffer 17) 


ea 


Urteil vom 5. August 1966 a.a.O.; BVerwG, Urteil vom 13. Dezember 1984 a.a.O. S. 314 bzw. S. 10°), die es der Presse erleichtern oder in Einzelfäl- 
len sogar überhaupt erst ermöglichen, ihre Kontroll- und Vermittlungsfunktionen zu erfüllen, die in der repräsentativen Demokratie unerlässlich sind.“ 
(ebd., Textziffer 27) 


„Bleibt der zuständige Gesetzgeber untätig, muss unmittelbar auf das Grundrecht aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG als Rechtsgrundlage für pressespezifi - 
sche Auskunftspflichten zurückgegriffen werden. Ohne einen solchen Rückgriff, der - was nach der Verfassungsordnung die Ausnahme bleibt — den 
objektiv-rechtlichen Gewährleistungsgehalt des Grundrechts in einen subjektiv-rechtlichen Anspruch umschlägt, liefe die Pressefreiheit in ihrem ob- 
jektiv-rechtlichen Gewährleistungsgehalt leer. Die Anwendung des verfassungsunmittelbaren Auskunftsanspruchs muss jedoch in einer Weise vorge- 
nommen werden, die nicht die Ausgestaltungsprärogative des Gesetzgebers unterläuft, indem sie auf Grundlage von Interessensgewichtungen und - 
abwägungen erfolgt, die nach der Verfassungsordnung nur der Gesetzgeber vorzunehmen befugt ist. Die Position von Behörden oder Gerichten, die 
über die Berechtigung eines geltend gemachten verfassungsunmittelbaren Auskunftsanspruchs zu entscheiden haben, ist schon im Ansatz nicht ver- 
gleichbar mit der Position des Gesetzgebers, der in Umsetzung des Gestaltungsauftrags aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG gesetzliche Regelungen zu tref- 
fen hat. Dies zwingt dazu, den verfassungsunmittelbaren Auskunftsanspruch auf das Niveau eines ‚Minimalstandards‘ zu begrenzen, den auch der 
Gesetzgeber nicht unterschreiten dürfte.“ 

(ebd.,Textziffer 29) 


b) Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 08.07.2021 zum Aktenzeichen 6 A 10.20 


„Das Grundrecht der Pressefreiheit aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG verleiht in seiner objektiv-institutionellen Dimension [...°°] den Presseangehörigen ei- 
nen verfassungsunmittelbaren Auskunftsanspruch gegenüber Bundesbehörden [...°]. *?Auf Grund dieses verfassungsunmittelbaren Auskunftsan- 
spruchs können Presseangehörige auf hinreichend bestimmte Fragen behördliche Auskünfte verlangen, soweit die entsprechenden Informationen bei 
der Behörde vorhanden sind und schutzwürdige Interessen öffentlicher Stellen oder Privater an der Vertraulichkeit nicht entgegenstehen. °Der verfas- 
sungsunmittelbare Auskunftsanspruch fordert eine Abwägung des Informationsinteresses der Presse mit den gegenläufigen schutzwürdigen Interes- 
sen im Einzelfall. *Dabei kommt eine Bewertung des Informationsinteresses der Presse grundsätzlich nicht in Betracht. Zudem darf der Anspruch 
in seinem materiellen Gehalt nicht hinter demjenigen der im Wesentlichen inhaltsgleichen, auf eine Abwägung zielenden Auskunftsansprüche 
nach den Landespressegesetzen zurückbleiben. “Entscheidend ist, ob dem Informationsinteresse der Presse schutzwürdige Interessen von sol- 
chem Gewicht entgegenstehen, die den Anspruch auf Auskunft ausschließen (stRspr°', BVerwG, Urteile vom 16. März 2016 - 6 C 65.14 - BVerwGE® 
154, 222 Rn. 13, 16 ff. und - 6 C 66.14 - Buchholz 422.1 Presserecht Nr. 15 Rn. 12, 23 ff. und vom 18. September 2019 - 6 A 7.18 - BVerwGeE 166, 


58 Siehe vorstehende FN 32, Absatz 2. 
59 „und in Ermangelung einer einfachgesetzlichen Regelung“ 


60 „soweit auf diese die Landespressegesetze mit den in ihnen enthaltenen Auskunftsanspruchsnormen wegen einer entgegenstehenden Gesetzgebungskompetenz des Bun- 
des keine Anwendung finden“. 


61 = ständige Rechtsprechung. 
62 Entscheidungen des Bundesverwaltungsgericht hrsg. von den Mitgliedern des Gerichts (Verlag: Heymanns; Erscheinungsort: wechselnd im Laufe der Jahre). 
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303 Rn. 13). So verstanden hat der Senat an seiner ursprünglichen, den verfassungsunmittelbaren Auskunftsanspruch der Presse auf das Niveau ei- 
nes ‚Minimalstandards‘ beschränkenden Rechtsprechung (vgl. dazu noch: BVerwG, Urteil vom 20. Februar 2013 — 6 A 2.12 — BVerwGeE 146, 56 Rn. 
29) schon seit einigen Jahren nicht mehr festgehalten. 

(https://www.bverwg.de/de/080721U6A10.20.0, Textziffer 18; Numerierung der Sätze hinzugefügt) 


c) Kritik am Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20.02.2013 zum Aktenzeichen 6 A 2.12 


„Die Entscheidung des 6. Senats des BVerwG [vom 20.02.2013] ist ganz überwiegend auf heftige Kritik gestoßen (Burkhardt, BT®-Ausschussdruck- 
sache 17(4)731 C (Innenausschuss) ,S. 3 f.; Cornils, BT-Ausschussdrucksache 17(4)731 E (Innenausschuss), S. 4 ff.; Cornils DÖV“ 2013, 657, Cor- 
nils Einl.® Rn.‘ 61 ff.,; Cornils AfP®’ 2016, 205; Ehlers/Vorbeck S. 233 ff.; Huber NVwZ® 2013, 1010; Kloepfer JZ®° 2013, 892 ff.; Germelmann DÖV 
2013, 667 Koreng K&R’? 2013, 513; Müller ZD’' 2013, 466; Sachs, BT-Ausschussdrucksache 17(4)731 D (Innenausschuss), S. 3 ff.; von Coelln ju- 
risRR-ITR’? 23/2013, Anm. 5). Sowohl die Annahme, der Informationsanspruch gehöre nicht zur Materie Presserecht und damit zur Gesetzgebungs- 
kompetenz der Länder, als auch die Zuordnung als Annex zu einer Sachkompetenz begegnen durchgreifenden Bedenken ([...]; vgl. auch OVG 
Münster AfP 2014, 181’?, die dagegen gerichtete Revision hat das BVerwG mit Urteil vom 25.3.2015, AfP 2015, 362, zwar zurückgewiesen, jedoch an 
seiner Rechtsprechung zur angeblich fehlenden Gesetzgebungskompetenz der Länder festgehalten.“ 

(Burkhardt, in: Löffler, Presserecht, 2023’, 84 LPG, Randnummer 17) 


4. Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts zur Pflicht der Gerichte, ihre Entscheidungen 
zu veröffentlichen, und zum korrespondierenden Anspruch von Medien-VertreterInnen die Entscheidungen zu erhalten 


63 = Bundestag. 

64 Zeitschrift Die Öffentliche Verwaltung; https://Id.zdb-services.de/resource/202168-7. 

65 = die Einleitung zu: Emanuel H. Burkhardt (Hg.), Presserecht begründet von Martin Löffler, Beck: München 2013’. 

66 = Randnummer. 

67 Zeitschrift Archiv für Presserecht; https://Id.zdb-services.de/resource/1237290-0; vorhergehender Titel: https://Id.zdb-services.de/resource/1237290-0. 
68 = Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht; https://Id.zdb-services.de/resource/720792-X. 


69 Juristenzeitschrift; https://\d.zdb-services.de/resource/3202-5. 

70 Zeitschrift Kommunikation & Recht; https://Id.zdb-services.de/resource/1419655-4. 

71 = Zeitschrift für Datenschutz; https://Id.zdb-services.de/resource/2688789-7. 

72 Juris-PraxisReport. IT-Recht; https://Id.zdb-services.de/resource/2401682-2. 

73 https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2013/55_A_413 11 Urteil 20131218.html. 


ae 


a) Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom vom 14.09.2015 zum Az. 1 BvR 857/15 


„Es ist weithin anerkannt, dass aus dem Rechtsstaatsgebot einschließlich der Justizgewährungspflicht, dem Demokratiegebot und dem Grundsatz 
der Gewaltenteilung grundsätzlich eine Rechtspflicht zur Publikation veröffentlichungswürdiger Gerichtsentscheidungen folgt (vgl. BVerwGE 104, 
105’* <108 f.> m.w.N.). [...]. Sie bezieht sich auf die Entscheidungen als solche in ihrem amtlichen Wortlaut. Hiermit korrespondiert ein presserechtli- 
cher Auskunftsanspruch von Medienvertretern.“ 


(https://\www.bverfg.de/e/rk20150914_1bvr085715.html, Textziffer 20) 


b) Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 26.02.1997 zum Az. 6 C 3.96 


„Mit der nahezu unumstrittenen Meinung in der Rechtsprechung [...] und in der Literatur [...] geht auch der Senat von einer Rechtspflicht der Ge- 
richtsverwaltung zur Publikation veröffentlichungswürdiger Gerichtsentscheidungen aus. Diese Pflicht folgt aus [...] dem Demokratiegebot [...]: [...]. 
Rechtsprechung im demokratischen Rechtsstaat und zumal in einer Informationsgesellschaft muß sich — wie die anderen Staatsgewalten — darüber 
hinaus auch der öffentlichen Kritik stellen.“ 


[https://www.bverwg.de/de/260297U6C3.96.0, Abschnitt Il. 2. b) aa)] 


Forts. auf S. 36 


74 Das ist das sogleich bei b) zitierte Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 26.02.1997 zum Az. 6 C 3.96. 
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X. Anhang 1: Gerichtsbezirke der ordentlichen Gerichtsbarkeit in Brandenburg sowie Regierungsbezirke und Landkreise in Hessen 


https: llordentliche-gerichtsbarkeit.brandenburg.de/logbi/idel 


https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Hesse, administrative divisions - de - colored.svg; 


Unterstreichungen hinzugefügt; Größe und Dateiformat geändert 
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XI. Anhang 2: Battenberg (Eder) sowie Werder (Havel) und Falkensee (in der BMI-Pressemitteilung genannt) und Panketal (im Beschluß 
des VG Frankfurt/Oder genannt)” 


https:/lmaps.app.goo.glihmZW22221ahUf35H9 https:/lwww.openstreetmap.org/?mlat=50.9394&.mlon=9.1187#map=9/50.9385/9.1214 


75 „Seit den frühen Morgenstunden haben insgesamt 339 Einsatzkräfte Liegenschaften der Organisationen in Falkensee und Werder an der Havel (Brandenburg) sowie in Bat- 
tenberg/Eder (Hessen) [...] durchsucht“ (Pressemitteilung des Bundesinnenministeriums vom 16.07.2024) / „Vor diesem Hintergrund drängt es sich auf, dass Vereinsvermögen 


nicht nur am Ort des Sitzes der Gesellschaften bzw. seinem weiteren Wohnsitz, sondern auch an seinem Hauptwohnsitz in Panketal aufzufinden sein wird.“ (VG Frankfurt/Oder, 
Beschluß vom 02.07.2024 zum Aktenzeichen VG 3 1 5/24, S. 7) 


are 
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